
Urkundenverzeichnis-Nr. 121/2023 RW
des Notars Dr. Rainer Werum in Frankfurt am Main

Bescheini un emäß 181 Absatz 1 Satz 2 AktG

GESELLSCHAFTSVERTRAG

der

BinectAG

mit Sitz in Köln

Die in dem anliegenden Gesellschaftsvertrag geänderten Bestimmungen stimmen mit dem in

meiner UVZ-Nr. 120/2023 RW vom 10. Juli 2023 gefassten Beschluss über die Änderung

des Gesellschaftsvertrages und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt beim

Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages überein.

Frankfurt am Main, den 10. Juli 2023
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Satzung der Binect AG

l. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Firma, Sitz, Geschäftsjahr, Bekanntmachungen und Information

1. Die Firma der Gesellschaft lautet Binect AG.

2. Sitz der Gesellschaft ist Köln.

3. Das Geschäftsjahr erstreckt sich vom 01.01 bis zum 31. 12. eines Kalenderjahres. Der Zeitraum vom

01.07.2015 bis zum 31. 12. 2015 ist ein Rumpfgeschäftsjahr.

4. Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger.

5. Die Gesellschaft ist berechtigt, im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten, den Inhabern zugelasse-

ner Wertpapiere mit deren Zustimmung Informationen im Wege der Datenfernübertragung zu über-
mitteln.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

1 Gegenstand des Unternehmens ist das Halten, Verwalten und die Verwertung von Gesellschaftsan-

teilen an Tochtergesellschaften und die Beteiligung an anderen Gesellschaften mit Sitz im In- und

Ausland sowie die Tätigkeit einer geschäftsleitenden Holding, d. h. die Zusammenfassung von Unter-

nehmen unter einheitlicher Leitung sowie die Erbringung von Dienstleistungen in den Bereichen Ver-

trieb, Management, Schulung und Beratung.

2. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, welche im Zusammenhang mit

dem Unternehmensgegenstand notwendig oder nützlich erscheinen, insbesondere auch zur Errich-

tung von Zweigniederlassungen im In- und Ausland sowie zur Beteiligung an anderen Unternehmen

gleicher oder ähnlicher Art.

II. Grundkapital und Aktien

§ 3 Grundkapital

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt € 3. 215.715,00 (in Worten: Euro Drei Millionen Zweihun-

dertfünfzehntausendSiebenhundertfünfzehn)
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2. Das Grundkapital ist eingeteilt in Stück 3.215.715 Stückaktien ohne Nennwert.

3. Die Aktien lauten auf den Inhaber.

4. Die Form der Aktienurkunden bestimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Der Vor-

stand entscheidet mit Zustimmung des Aufsichtsrats, ob Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine

ausgegeben werden. Die Gesellschaft kann über mehrere Aktien eine Urkunde ausstellen (Sammel-

aktien). Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen.

5. Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis

zum 28.10.2025 (einschließlich) durch Ausgabe von bis zu Stück 1.286.286 neuen auf den Inhaber

lautenden Stückaktien ohne Nennwert gegen Bar- oder Sacheinlagen ein- oder mehrmalig ganz oder
in Teilbeträgen, jedoch höchstens um bis zu insgesamt € 1. 286.286,00 zu erhöhen. Die neuen auf

den Inhaber lautenden Stückaktien ohne Nennwert können auch einem Kreditinstitut oder mehreren

Kreditinstituten oder einem nach § 53 Absatz 1 Satz 1 oder § 53b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 des

Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen zur Übernahme angeboten werden mit der

Verpflichtung, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktionä-

re in folgenden Fällen auszuschließen:

(a) für Spitzenbeträge,

(b) wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen auf den Inhaber lau-

tenden Stückaktien ohne Nennwert, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt

entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % weder des im Zeitpunkt des Wirksamwer-

dens noch des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals

übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits (börsen-) notier-

ten auf den Inhaber lautenden Stückaktien ohne Nennwert gleicher Gattung und Ausstattung

zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags nicht wesentlich im Sinne der §§

203 Absatz 1 und 2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Auf diese Begrenzung auf 10 %

des Grundkapitals sind diejenigen auf den Inhaber lautenden Stückaktien ohne Nennwert anzu-

rechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung im Rahmen einer sonstigen Kapitalerhö-

hung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186

Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Ferner sind auf diese Begrenzung von 10 % des

Grundkapitals diejenigen auf den Inhaber lautenden Stückaktien ohne Nennwert anzurechnen,

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung von der Gesellschaft unter Ausschluss des Be-

zugsrechts in direkter oder indirekter Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben
oder veräußert werden,

(c) zur Gewährung von neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien ohne Nennwert gegen Ein-
bringung von Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen von Zusammenschlüssen mit Unterneh-

men oder im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen - ein-

schließlich der Erhöhung von bestehenden Beteiligungen -, wobei der Erwerb eines Unterneh-

mens oder einer Unternehmensbeteiligung nur dann erfolgen darf, wenn der Gegenstand des
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Zielunternehmens im Wesentlichen im Rahmen des Unternehmensgegenstands der Gesell-

schaft gemäß § 2 (Gegenstand des Unternehmens) Ziffer 2. 1 und Ziffer 2.2 der Satzung oder

der Erwerb des Unternehmens oder der Unternehmensbeteiligung im wohlverstandenen Inte-

resse der Gesellschaft, bzw. im Rahmen der Einbringung einer Darlehensforderung bezüglich

eines der Gesellschaft gewährten Darlehens (soweit die rechtlichen Voraussetzungen hierfür

gegeben sind) liegt,

(d) bis zu einem Betrag von insgesamt € 87. 031,00 zum Zwecke der Ausgabe an Arbeitnehmer

der Gesellschaft und Arbeitnehmer verbundener Unternehmen (Mitarbeiteraktien).

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den Inhalt der jeweiligen Aktienrech-

te, die sonstigen Bedingungen der Aktienausgabe sowie die weiteren Einzelheiten der Durchführung

von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2020/1 festzulegen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitaler-

höhungen aus dem Genehmigten Kapital 2020/1 zu ändern und, falls das Genehmigte Kapital 2020/1

bis zum 28.10.2025 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt sein sollte, nach Fristablauf der Emiächti-

gung anzupassen.

6. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 1. 286.286,00, eingeteilt in bis zu 1.286.286 neue,

auf den Inhaber lautende Stückaktien ohne Nennwert, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2018/11).

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie

(a) die Inhaber bzw. Gläubiger von Optionsschuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen,

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instru-

mente) mit Options- oder Wandlungsrechten, die von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren

Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der ordentlichen

hlauptversammlung vom 14.06.2018 sowie der teilweisen Abänderung dieses Beschlusses der

ordentlichen Hauptversammlung vom 29.10.2020 bis zum 28.10.2025 ausgegeben bzw. garan-

tiert werden, von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch zu machen oder

(b) die aus von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften

aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der ordentlichen Hauptversammlung vom 14. 06.2018

sowie der teilweisen Abänderung dieses Beschlusses der ordentlichen Hauptversammlung

vom 29. 10.2020 bis zum 28. 10.2025 ausgegebenen oder garantierten Optionsschuldverschrei-

bungen, Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibun-

gen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) Verpflichteten ihre Options- und Wandlungs-

pflicht erfüllen (einschließlich des Falles, dass die Gesellschaft in Ausübung eines Tilgungs-

Wahlrechts bei Endfälligkeit ganz oder teilweise an Stelle der Zahlung des fälligen Geldbetrages

auf den Inhaber lautende Stückaktien ohne Nennwert der Gesellschaft gewährt)

und nicht andere Erfüllungsformen eingesetzt werden. Die neuen auf den Inhaber lautenden Stück-

aktien ohne Nennwert nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von

Options- oder Wandlungsrechten oder durch die Erfüllung von Options- oder wandlungspflichten
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entstehen, am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien hiervon auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG,

auch für ein abgelaufenes Geschäftsjahr, festlegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, § 3 Ziffer 6 der

Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals und nach Ablauf

sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern.

7. Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu insgesamt € 1. 117.621,00 durch Ausgabe von bis

zu insgesamt 1. 117. 621 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem auf die einzelne

Stückaktie entfallenden anteiligen Betrag des Grundkapitals von € 1, 00 bedingt erhöht (Bedingtes Ka-

pital 2016). Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Gewährung von Rechten an die

Inhaber von Aktienoptionen aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom

30.08.2016 unter Tagesordnungspunkt 8 und den bereits ausgegebenen, nicht verfallenen, und noch

auszugebenden Bezugsrechten im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2016. Die bedingte Kapi-

talerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von Bezugsrechten, die von der Gesell-

schaft im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2016 gewährt werden, ihre Bezugsrechte ausüben

und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Aktien gewährt oder durch Barzah-

lung erfüllt. Die neuen Aktien nehmen jeweils vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch

Ausübung des Bezugsrechts entstehen, am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand

mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien hiervon und auch abweichend

von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, festlegen. Der Vorstand wird

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der Beding-

ten Kapitalerhöhung festzulegen. Soweit der Vorstand betroffen ist, erfolgt die Festlegung durch den

Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen

Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen.

8. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 623. 012,00 durch Ausgabe von bis zu 623.012

neue, auf den Inhaber lautende Stückaktien ohne Nennwert bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2018/1).

Das Bedingte Kapital 2018/1 dient ausschließlich der Sicherung von Bezugsrechten, die aufgrund der

Ermächtigung der Hauptversammlung vom 14.06.2018 unter Tagesordnungspunkt 6 im Rahmen des

Aktienoptionsprogrammes 2018 ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit

durchgeführt, wie Bezugsrechte ausgegeben werden und deren Inhaber von ihrem Bezugsrecht auf

die auf den Inhaber lautenden Stückaktien ohne Nennwert der Gesellschaft Gebrauch machen und

die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene auf den Inhaber lautenden Stückaktien

ohne Nennwert gewährt oder durch Barzahlung erfüllt. Die neuen auf den Inhaber lautenden Stückak-

tien ohne Nennwert nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung des

Bezugsrechts entstehen, am Gewinn der Gesellschaft teil; soweit rechtlich zulässig, kann der Vor-

stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien hiervon und auch ab-

weichend von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, festlegen. Der Vor-

stand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung

der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Soweit der Vorstand betroffen ist, erfolgt die Festlegung

durch den Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat ist des Weiteren ermächtigt, die Fassung der Satzung ent-

sprechend der jeweiligen Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen.
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l. Der Vorstand

§ 4 Vorstand

1. Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Zahl der Mitglieder des Vorstands be-

stimmt der Aufsichtsrat. Im Fall des § 76 Abs. 2 Satz 2 AktG kann der Vorstand auch nur aus einer

Person bestehen.

2. Der Aufsichtsrat erlässt eine Geschäftsordnung für den Vorstand.

3. Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung und der

Geschäftsordnung für den Vorstand.

§ 5 Vertretung

Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt dies die Gesellschaft allein. Ansonsten wird die Gesell-

schaft durch zwei Vorstandsmitglieder oder ein Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen ver-

treten. Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Vorstandsmitglieder einzelvertretungsbefugt sind. Der Auf-

sichtsrat kann Mitglieder des Vorstands von den Beschränkungen des § 181 BGB insoweit befreien, als

sie Rechtsgeschäfte zugleich als Vertreter eines Dritten (Gestaltung der Mehrfachvertretung) vornehmen

können.

IV. Der Aufsichtsrat

§ 6 Zusammensetzung, Amtsdauer, Vergütung

1. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern.

2. Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl für einzelne der von ihr zu wählende Aufsichtsrats-

mitglieder einen kürzeren Zeitraum beschließt, werden die Aufsichtsratsmitgtieder längstens für die

Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das vierte Ge-

schäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Dabei wird das Geschäftsjahr, in dem die

Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. Die Wiederwahl ist möglich.

Die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf seiner Amtszeit ausgeschiedenen Mitglieds erfolgt nur

für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds.

3. Gleichzeitig mit der Wahl der ordentlichen Aufsichtsratsmitglieder können für einen oder mehrere be-

stimmte Aufsichtsratsmitglieder Ersatzmitglieder gewählt werden. Sie werden nach der bei der Wahl

festzulegenden Reihenfolge Mitglieder des Aufsichtsrats, wenn Aufsichtsratsmitglieder, als deren Er-

satzmitglied sie gewählt wurden, vor Ablauf ihrer Amtszeit aus dem Aufsichtsrat ausscheiden. Sind

Ersatzmitglieder gewählt, so tritt das Ersatzmitglied für die Dauer der restlichen Amtszeit des aus-

scheidenden ordentlichen Mitglieds an dessen Stelle.
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4. Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben.

5. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates erhält eine angemessene Vergütung, die durch Beschluss der

Hauptversammlung festgelegt wird. Dabei kann neben der fixen Vergütung auch eine variable Ver-

gütung beschlossen werden.

6. Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern die im Interesse der Gesellschaft getätigten

und nachgewiesenen baren Auslagen und Spesen in Höhe der steuerrechtlich zulässigen

Höchstsätze. Belege haben auf die Gesellschaft zu lauten.

Die Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft erstattet, soweit die Mitglieder des Aufsichtsrats berech-

tigt sind, die Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in Rechnung zu stellen und dieses Recht aus-

üben.

7 Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser in ange-

messener Höhe sowie in angemessenem Umfang unterhaltene und aufrecht zu erhaltende Vermö-

gensschaden- Haftpflichtversicherung für Organe und bestimmte Führungskräfte mit Selbstbehalt

einbezogen. Die Prämien hierfür entrichtet die Gesellschaft.

8. Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrates können ihr Amt durch eine an den Vorsit-

zenden des Aufsichtsrates, im Falle seiner Verhinderung an dessen Stellvertreter und stets an den

Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen niederlegen,

bei Vorliegen eines wichtigen Grundes jederzeit. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates kann einer Ver-

kürzung der Frist zustimmen; im Falle der Amtsniederlegung durch den Vorsitzenden entscheidet

hierüber sein Stellvertreter.

§ 7 Vorsitzender des Aufsichtsrats und sein Stellvertreter

1. Der Aufsichtsrat wählt im unmittelbaren Anschluss an seine Wahl aus seiner Mitte einen Vorsitzen-

den und einen Stellvertreter. Die Wahl erfolgt für die Amtszeit des Gewählten.

Der Stellvertreter hat die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden des Aufsichtsrates, wenn dieser an

der Ausübung seines Amtes verhindert ist.

2. Scheiden der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat

unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen.

§ 8 Einberufung des Aufsichtsrats und Beschlussfassung

1. Der Aufsichtsrat muss zwei Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten. Solange die Gesellschaft nicht

börsennotiert ist, kann der Aufsichtsrat beschließen, dass eine Sitzung im Kalenderhalbjahr abzuhal-

ten ist.
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2. Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung durch

den Stellvertreter, fernmündlich, schriftlich, fernkopiert oder elektronisch einberufen.

3. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder an der Beschlussfassung teil-

nehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich der Stimme ent-

hält.

4. Die Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in- oder außerhalb von Sitzungen gefasst. Die kombinierte

Beschlussfassung in- und außerhalb von Sitzungen ist zulässig. Schriftliche, telegraphische, telefoni-

sehe, fernschriftliche oder mit Hilfe sonstiger Mittel der Telekommunikation und Datenübertragung

(insbesondere per Telefax oder elektronisch unterbreitete Stimmabgabe) durchgeführte Beschluss-

fassungen sind zulässig. Der Widerspruch gegen die Art der Beschlussfassung ist ausgeschlossen.

Die zwingenden gesetzlichen Vorschriften über die Beschlussfassung des Aufsichtsrates bleiben

hiervon unberührt. Für Beschlussfassungen außerhalb von Sitzungen gelten die Ziffern 2, 3 und 5

entsprechend.

5. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, Stimmenthaltungen gelten

als nicht abgegebene Stimmen. Die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden gibt bei einer gleichen

Anzahl von „Ja" und „Nein" den Ausschlag (Stichentscheid), wenn der Aufsichtsratsvorsitzende den

Stichentscheid unmittelbar nach erfolgter Abstimmung geltend macht; im Falte der Enthaltung des

Aufsichtsratsvorsitzenden gibt die Stimme des stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden den Aus-

schlag.

6. An den Sitzungen des Aufsichtsrates können auch Personen, die nicht dem Aufsichtsrat angehören,

an Stelle von verhinderten Aufsichtsratsmitgliedern teilnehmen, wenn diese hierzu von dem verhin-

derten Aufsichtsratsmitglied in Textform (§ 126b BGB) ermächtigt sind. Ein verhindertes Aufsichts-

ratsmitglied kann an der Besohl ussfassung teilnehmen, in dem es eine schriftliche Stimmabgabe

durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied oder eine Person, die nicht dem Aufsichtsrat angehört, wenn

diese an Stelle des verhinderten Aufsichtsratsmitglieds in Textform (§ 126b BGB) von diesem zur

Teilnahme ermächtigt ist, übergeben lässt.

7. Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der Beschlüsse er-

forderlichen Erklärungen abzugeben und Erklärungen an den Aufsichtsrat in Empfang zu nehmen.

8. Über Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift zu fertigen, die der Vorsit-

zende zu unterzeichnen hat.
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V. Die Hauptversammlung

§ 9 Sitzungsort und Einberufung

1. Die Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres

am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer deutschen Wertpapierbörse oder einem anderen Ort in

der Bundesrepublik Deutschland mit mehr als 100.000 Einwohnern statt. Der Vorstand ist er-

mächtigt, vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder

ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptver-

Sammlung). Die vorstehende Ermächtigung ist befristet und gilt für Hauptversammlungen, die

bis zum 28. Juni 2028 durchgeführt werden. Die Ermächtigung kann durch Beschluss der

Hauptversammlung (auch mehrmals) verlängert oder erneuert werden.

2. Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen

durch den Aufsichtsrat einberufen.

3. Die Einberufung erfolgt durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger.

§10 Einberufung der Hauptversammlung

1 Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tage der Hauptversammlung einzuberufen;

die Mindestfrist verlängert sich um die Tage der Anmeldefrist des nachfolgenden § 10a Ziffer 1 Satz

2. Der Tag der Einberufung ist nicht mitzurechnen; im Übrigen gelten§ 121 Abs. 7 Sätze 1 bis 3

AktG.

2. Die Übermittlung der Mitteilungen nach § 125 AktG und § 128 AktG wird auf den Weg elektronischer

Kommunikation beschränkt. Der Vorstand ist - ohne dass hierauf ein Anspruch besteht - berechtigt,

Mitteilungen auch in Papierform zu versenden.

§ 10a Teilnahmebedingungen, Ausübung des Stimmrechts

1. Zur Teilnahme an der hlauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen Aktio-

näre berechtigt, die sich rechtzeitig bei der Gesellschaft zur Hauptversammlung angemeldet und ihre

Berechtigung nachgewiesen haben. Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müssen

der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage

vor der Versammlung in deutscher oder englischer Sprache zugegangen sein. Der Vorstand ist er-

mächtig! bzw. im Fall der Einberufung durch den Aufsichtsrat, der Aufsichtsrat, in der Einberufung

der Versammlung eine auf bis zu zwei Tage vor der Versammlung verkürzte Anmelde- und Nach-

weisfrist zu bestimmen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs der Anmeldung

sowie der Tag des Zugangs des Berechtigungsnachweises sind stets nicht mitzurechnen; im Ubri-

gen gelten § 121 Abs. 7 Sätze 1 bis 3 AktG.

2. Für den Nachweis der Berechtigung reicht ein in Textform (§ 126b BGB) erstellter besonderer

Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut aus. Der Nachweis hat sich auf den

Beginn des 21. Tages vor der Versammlung zu beziehen.
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3. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des Berechtigungs-

nachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. Bestehen auch an diesem Zweifel,

kann die Gesellschaft die Berechtigung des Aktionärs zur Teilnahme der Hauptversammlung oder

zur Ausübung des Stimmrechts zurückweisen.

§ 11 Vorsitz in der Hauptversammlung

1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats, bei seiner Verhinde-

rung sein Stellvertreter oder ein anderes durch den Aufsichtsrat zu bestimmendes Aufsichtsrats-

mitgl ied.

Ist keiner von diesen erschienen oder zur Leitung der Versammlung bereit, so eröffnet der an Le-

bensjahren älteste anwesende Aktionär die Versammlung und lässt von ihr einen Vorsitzenden wäh-

len.

2. Der Vorsitzende leitet die Versammlung, bestimmt die Reihenfolge in der die Gegenstände der Ta-

gesordnung behandelt werden und entscheidet über die Form der Abstimmung. Er bestimmt die Rei-

henfolge der Redner. Ferner kann er das Frage- und Rederecht der Aktionäre (einschließlich des

Nachfrage- und Fragerechts gemäß § 131 Abs. 1d bzw. 1e AktG) zeitlich angemessen beschränken;

er kann insbesondere zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs den zeitlichen

Rahmen des Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den Tagesordnungspunkten, sowie des

einzelnen Frage- und Redebeitrags angemessen festsetzen. Bei der Festlegung der für den einzel-

nen Frage- und Redebeitrag zur Verfügung stehenden Zeit, kann der Versammlungsleiter zwischen

erster und wiederholter Wortmeldung und nach weiteren sachgerechten Kriterien unterscheiden.

§12 Beschlüsse, Niederschrift, Stimmrecht

1 Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit diese Satzung nicht im Einzelfall etwas an-

deres anordnet, oder zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit

der abgegebenen Stimmen und sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit

vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals ge-

fasst.

2. Über die Verhandlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu

unterzeichnen ist, ausgenommen es ist eine notarielle Protokollierung erforderlich, wenn Beschlüsse

gefasst werden, für die das Gesetz eine Dreiviertel oder größere Mehrheit bestimmt bzw. die Gesell-

schaft börsennotiert ist.

3. Jede Aktie gewährt eine Stimme. Das Stimmrecht beginnt mit der vollständigen Leistung der Ein-

lagen.

4. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als

eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. Die Erteilung

der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft be-

dürfen der Textform (§ 126b BGB); in der Einberufung kann für jede dieser Erklärungen einzeln oder

insgesamt Abweichendes bestimmt werden. § 135 AktG bleibt unberührt.
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5. Werden von der Gesellschaft in der Einberufung zur Hauptversammlung Stimmrechtsvertreter be-

nannt, so kann deren Bevollmächtigung in Schriftform (§ 126 BGB) oder per Telefaxübermittlung auf

eine von der Gesellschaft jeweils näher zu bestimmende Art erfolgen. In der Einberufung zur Haupt-

Versammlung kann Abweichendes bestimmt werden.

6. Die Hauptversammlung wählt den Abschlussprüfer. Gleiches gilt für einen (freiwilligen) Konzernab-

schlussprüfer.

7. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne An-

Wesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne

ihrer Rechte, ganz oder teilweise, im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können. Der

Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der Teilnahme und

Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung

bekannt gemacht.

8. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen ohne an der Hauptversamm-

lung teilzunehmen schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Brief-

wähl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Verfahren zu treffen. Diese werden mit

der Einberufung der hlauptversammlung bekannt gemacht. Im Falle einer virtuellen hlauptver-

Sammlung können Aufsichtsratsmitglieder mit Ausnahme des Versammlungsleiters in Abstim-

mung mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats im Wege der Bild- und Tonübertragung teilneh-

men.

9. Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Tonübertragung der

Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zuzulassen.

VI. Rechnungslegung und Gewinnverwendung

§13 Jahresabschluss, Lagebericht, Rücklagen

1. Der Vorstand hat in den gesetzlichen Fristen nach Ablauf des Geschäftsjahres den Jahresabschluss

(Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) und, falls gesetzlich notwendig, den Lagebe-

rieht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und diese Unterlagen nach ihrer Aufstellung un-

verzüglich dem Aufsichtsrat vorzulegen.

Der Jahresabschluss und ein etwaiger Lagebericht sind, auch bei Nichtvorliegen der gesetzlichen Prü-

fungspflicht gemäß §316 HGB, durch einen Abschlussprüfer zu prüfen; diese Unterlagen sind zusam-

men mit dem Prüfungsbericht des Abschlussprüfers unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichts

dem Aufsichtsrat vorzulegen. Zugleich mit dem Jahresabschluss hat der Vorstand dem Aufsichtsrat

den Vorschlag, den er der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns machen will,

mitzuteilen.

2. Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, einen etwaigen Lagebericht des Vorstands sowie den Vor-

schlag für die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen und über das Ergebnis der Prüfung schriftlich

an die Hauptversammlung zu berichten. Er hat seinen Bericht innerhalb eines Monats nach Zugang

der Vorlagen dem Vorstand zuzuleiten.
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Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, so ist dieser festgestellt, sofern nicht der Vor-

stand und Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu
überlassen.

3. Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie Beträge bis zur Hälfte des

Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen. Dabei sind Beträge, die in die gesetzliche

Rücklage einzustellen sind, und ein Verlustvortrag vorab vom Jahresüberschuss abzuziehen.

Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss fest, so ist ein Fünftel des Jahresüberschusses so-

lange in die anderen Gewinnrücklagen einzustellen, wie die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des

Grundkapitals nicht übersteigen. Dabei sind Beträge, die in die gesetzliche Rücklage einzustellen sind,

und ein Verlustvortrag vorab vom Jahresabschluss abzuziehen.

§ 14 Gewinnverwendung

1. Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestellten Jahresab-

schluss ergebenden Bilanzgewinns. Sie kann auch eine andere Verwendung bestimmen, als sie in §

58 Abs. 3 Satz 1 des AktG vorgesehen ist.

2. Die Hauptversammlung kann neben oder anstelle einer Barausschüttung auch einer Ausschüttung von

Sachwerten beschließen, wenn es sich bei den auszuschüttenden Sachwerten um solche handelt, die

auf einem Markt im Sinne von § 3 Abs. 2 AktG gehandelt werden.

3. Die Gewinnverteilung neuer Aktien kann abweichend von § 60 Abs. 2 Satz 3 AktG festgesetzt werden.

VII. Sonstiges

§15 Änderungen der Satzungsfassung

Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur deren Fassung betreffen.

§16 Gründungsaufwand

Die Kosten der Gründung im Sinne des § 26 Abs. 2 AktG trägt die Gesellschaft bis zu einem Betrag von €
3. 000,00
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